
BUNDESMINISTERIUM FÜR UMWELT, 
JUGEND UND FAMILIE 

PRÄSIDIALABTEILUNG 1 

GZ. 53 0201/4 5-Pr.1 /93 

I ~~~~=~~!~1I 1 
I ... turn: 1. OKT. 1993 I 
Verteilt .. d!.6?.~.2J. ..... !..~'51.C<k.) ............. 

An das 

Präsidium des Nationalrates 

Parlament 

1010 Wien 

DVR:0441473 
Himmelpfortgasse 4-8 
Postfach 2 
A-1015Wien 
Telex 111688 
Telefax 5127869 

Sachbearbeiter: 
Dr.Stanzel 
Telefon: 
51433/ 1106DW 

Betr: Entwurf einer Novelle zum Bundes-Verfassungsgesetz betreffend einen 
Hauptwohnsitzbegriff; Stellungnahme des Bundesministeriums für Umwelt, 
Jugend und Familie 

Im Sinne der Entschließung des Nationalrates, betreffend die Begutachtung der an 
die vorberatenden Körperschaften und Zentralstelien versendeten Gesetzentwürfe 
beehrt sich das Bundesministerium für Umwelt, Jugend und Familie in der Anlage 
seine Stellungnahme zu dem vom Bundeskanzleramt erstellten und mit Schreiben 
vom 5. August 1993, ZI. 601.999/32-V/5/93, versendeten Entwurf einer Novelle 
zum B-VG, betreffend einen Hauptwohnsitzbegriff, in 25-facher Ausfertigung zu 
übermitteln. 

Gleichzeitig darf auf die unter der ZI. 53 0201 /46-Pr.1 /93 mit heutigem Tage 
abgegebene Stellungnahme zu dem vom Bundesministerium für Inneres erstellten 
und mit Schreiben vom 10. August 1993, ZI. 95.014/13-IV/11/93/E, versendeten 
Entwurf eines Hauptwohnsitzgesetzes verwiesen werden. 

28. September 1993 
Für die Bundesministerin: 

MR Dr.Binder 
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BUNDESMINISTERIUM FÜR UMWELT, 
JUGEND UND FAMILIE 

PRÄSIDIALABTEILUNG 1 

GZ. 53 0201/4S"·-Pr.1 /93 

An das 

Bundeskanzleramt 

Ballhauspiatz 2 

1014 Wien 

DVR:0441473 
Himmelpfortgasse 4-8 
Postfach 2 
A-1015 Wien 
Telex 111688 
Telefax 5127869 

Sachbearbeiter: 
Dr. Stanzel 

Teiefon: 
'Öi 433/ 1106DW 

Betr: Entwurf einer Novelle zum Bundes_Verrassungsgesetz betreffend einen 

Hauptwohnsltzbegnfr: Stellungnahme aes Bundesministeriums für Umwelt. 

Jugend una Familie 

Zum Schreiben vom 5. August 1993. ZI. 601.999/32-V/5/93. beehrt sich aas 

Bundesministerium für Um\'/8!t. .... ugend und Familie folgenae Stellungnahme zu 

übermitteln: 

Der Europarat nat mit der t:i1~senließung vom 18. ";änner 1972 die Vertragsstaaten 

aufgefordert. aie In verschieaenen Rechtsmatenen In oft verwirrender Vielfalt una 

Verschiedenartigl<eit vorkommenaen Wohnsitzbegnffe zu verelnneitlichen. 

Aufgrund der genannten t:morenlung aes t:urooarates. aDer noen Viel menr aUTcruna 

des bundesveriassungsgesewlcnen Gebots aer Inneren. oeanff!icnen 

Geschlossenneit aer Bunaesverrassung soncnt slcn aas Bunaesmlnistenum ;l~r 

Umwelt, Jugend und Famiiie Tür aie Veranl<erung eines einzigen VVonnsltzoegmTs In 

der Bundesverfassung aus. 

Wenn nun ein Schritt zur t<onl<retlslerung aes vVonnsltzoegrtirs unternommen 'vercs:­

soll, sollte docn möglichst vermleaen weraen, GalS aUT elmacnoesetzlicner :::~ene 

weiterhin eine Reihe von Wonnsltzoegnffen eXISTieren, Gie !r:l iernältnls zuelnanaer 

nicht oder nicht leicht komoatlOel sind. Daher wurae gutgenellsen werden, wenn aer 

Bundesverfassungsgesetzgeoer den Begriff "Hauptwohnsitz" zwar nicht definiert, 
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jedoch die Kriterien für diesen - möglichst - einheitlichen Begriff zumindest in der 

Regierungsvorlage zu diesem BVG ersichtlich werden. 

Überdies verlangt bereits der Begriff "Hauptwohnsitz" einen (oder mehrere) 

Komplementärbegriff "Nebenwohnsitz(e)". Falls eine weitere Untergliederung der 

Wohnsitze vorgenommen werden soll, wird die Verwendung numerischer 

Bezeichnungen zur Überlegung gestellt (Erstwohnsitz - Zweitwohnsitz - Drittwohnsitz 

usw.), für welche jeweils abgestufte Kriterien zu gelten hätten. 

Eine grundlegende Neuordnung der Wohnsitzfrage dürfte allerdings nur in Akkordanz 

mit den Wohnsitzbestimmungen der Bundesländer einen meßbaren Erfolg bringen. 

In der Anlage wird weiters eine Ablichtung der Stellungnahme des Bundes­

ministeriums für Umwelt, Jugend und Familie zu dem vom Bundesministerium tür 

Inneres erstellten und mit Schreiben vom 10. August 1993, ZI. 95.014/13-

IV 111 193/E, versendeten Entwurf eines Hauptwohnsitzgesetzes übermittelt. 

25 Ausfertigungen dieser Stellungnahme wurden dem Präsidium des Nationalrates 

zugeleitet. 

Für d" 
de 

1 

28. September 1993 

Für die Bundesministerin: 

MR Dr.Binder 
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